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(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 
162. Sitzung vom 3. Februar, 1 Uhr. 

Das vorläufige Handelsabkommen mit Spanien wird 
debattelos in exſter und zweiter Leſung angenommen. 

Es ſolgt die erſte Berathung des vom Grafen Dönhoff⸗ 
Friedrichſtein (f) eingebrachten Heimſtättengeſetzent⸗ 
wurfes (Errichtung von Heimſtätten mit beſchränkter Verſchuldung. 
r der Veräußerung und Zwangsvollſtreckung und Un⸗ 

arkeit. 1 
ar Abg. Graf Dönhoff (t.): Der Antrag bezweckt eine möglichit 

roße Seßhaftmachung der kleinen Leute auf dem platten Lande. 
Wir müſſen die Bauern, welche härtere Laſten zu ae haben 
als irgend ein anderer Stand, mit Selbſtvertrauen erfüllen, indem 
wir ihnen die Möglichkeit geben, ſich durch Umwandlung ihrer 
Gehöfte in Heimftätten auf ihrem Beſitze zu erhalten. Die Aus⸗ 

eſtaltung des Heimſtättenweſens wird der Landesgeſetzgebung vor⸗ 
behalten bleiben müſſen. 

Abg. Dr. v. Bar (dfr.); Für die Tendenz des Entwurfes 
tann man ja nur Sympathie baben. Eine geſicherte Exiſtenz 
wünſchen auch wir den kleinen Leuten nacht 

änden in den Heimſtätten aber viel zu roſige Schilderungen. 

eder Deutſche ſoll nach vollendetem 24. Lebensjahre das Recht 
daben, eine Heimſtätte zu gründen. Das klingt ſo, als ob eine 
Bodenvertheilung beabſichtigt iſt, während doch nur jeder Beſitzer 
eines Grundstückes das Recht haben ſoll, dieſes unter gewiſſen 
Bedingungen in eine Heimſtätte zu verwandeln. Wo bleibt da die 

ürſorge für den kleinen Mann, der noch kein Beſitzthum hat? 

ſeutſches Recht iſt die Heimſtättengeſetzgebung auch nicht. Sie iſt 
amerikaniſch, aber dort iſt ſie mit Bodenvertheilung verbunden. In 
Amerika findet dieſe Geſetzgebung ja viele Lobredner, aber welche 
amerikaniſche Einrichtung wird dort nicht gelobt? In Wirklichkeit 
aber hat die Heimſtättengeſetzgebung in Amerika nicht verhindern 
können, daß die Verſchuldung der Farmer immer größere Fort⸗ 
ſchritte macht. Die Heimſtätte iſt nur geſchützt gegen den gewöhn⸗ 
lichen Gläubiger, nicht gegen den Hypothekengläubiger Die Banken 
laſſen ihr Geld, das ſie dem Heimſtättenbeſitzer leihen hypothekariſch 
eintragen, wogegen der kleine Gefälligkeitsdarleiher das Nachſehen 
hat. Der einzige wirkliche Nutzen wird dort nuc erzielt durch die 

icherung der Frau, die ja rechtlich dort weit ſchlimmer geſtellt 
iſt, als der Mann. Die 8 Beſtimmungen des Entwurfes 
find juriſtiſch überaus bedenklich und kommen vielfach in Konflikt 
mit anderen geſetzlichen Beſtimmungen. Es wird ſich auch gar 
nicht bet einem ſo kleinen Gute berechnen laſſen, wie weit eine 
Mehrbelaſtung der Heimſtätte von der Heimſtättenbehörde ſoll zu⸗ 

el werden. Der Entwurf verbietet eine Verpfändung der 
Se Aber der Beſitzer kann fie ja ſcheinbar verkaufen und 
zurückkaufen. Die Sequeſtration bei ſchlechter Bewirthſchaftung 
erinnert an die Verwaltung von Fideikommiß⸗Beſitzungen, bei 
denen Ueberſchüſſe erzielt werden. Dadurch wird die Indolenz 
groß gezogen. Wenn der Entwurf auch nur eine fakultative Grün⸗ 
dung von Heimſtätten vorſieht, fo iſt es doch bedenklich, eine Ein⸗ 
richtung zu treffen, von der jedenfalls ſehr wenig Gebrauch ge⸗ 
macht werden wird, und die ſich auch da meiſtens nicht bewähren 
wird. Bedenklich iſt auch, daß der Entwurf die Regelung gerade 
der Hauptpunkte der Landesgeſetzgebung überläßt. Die Heim⸗ 
ſtättengeſetzgebung wird keinen anderen Erfolg haben, als die 
Selbſtverantwortlichkeit und den Thätigkeitstrieb des Bauern⸗ 
standes zu zerſtören, und die freie Bewegung des Grundeigen⸗ 
thums zu hindern. Statt kleine Fideikommiſſe zu ſchaffen, forge 
man lieber dafür, daß der Bauer in 1 — Stand kommt, den Fort⸗ 
schritten der Zeit zu folgen. (Beifall links) 5 

Abg. Graf Balleſtrem (tr.): Ich habe im Namen meiner 
Fraktion zu erklären, daß wir vem Entwurfe ſompath i ſch gegen- 
überftehen. Wir haiten ſeine Idee, ſachgemäß ausgeführt, für ge- 
eignet, nicht nur den Bauernſtand, ſondern auch den angeſeſſenen 
Arbeiter in Landwirthſchaft und Induſtrie zu ſtärken ‚= der geſell⸗ 
schaftlichen Stellung und dem Erwerbe. Redner beantragt die 
erg des Entwurfs an einge o m misfiongvon 21 Mit- 
liedern. — 4 
4 Abg. Gamp (Rp.): Auch wirfſind mit dem Grundgedanken des 
Entwurfs ebenfalls durchaus einverſtanden und erhoffen von ſeiner 
Ausgeſtaltung eine Verſöhnung der sozialen Gegenſätze. Die Heim⸗ 
ſtättengeſetzgebung trete dem Beſtreben der Sozialbemofraten, die 
Vermögen zu theilen, am Wirkſamſten entgegen. (Lachen be 1255 
Sozialdemokraten). Mit dem Heimſtättengeſetz allein ſei es a > 
u. noch nicht ge an, ſondern der Staat vor Allem 5 ie 
Initiative ergreifen, ſeine Arbeiter feßhaft zu machen. Man könne 
aber auch Hunderttauſenden von kleinen Leuten die Mittel zum 
Erwerb einer Heimſtätte verſchaffen, wenn man zu dieſem Zwecke 
die Unfall- und Altersrenten der Arbeiter, ſowie die Penſion der 
kleinen Beamten kapitaliſirt. Schon jetzt iſt es ja möglich, daß ein 
Ausländer die fapitalifirte Rente auf einmal erhalte. 

Abg. Dr. v. Bennigſen (ul.): Mit der Tendenz des Entwurfs 
muß man einverſtanden ſein. Die Ausführung muß aber der 

udesgeſetzgebung überlaſſen bleiben, damit fie ſich den verſchie⸗ 
denartigen Bedürfniſſen der einzelnen Landestheile anpaſſen kann. 

aun würden auch berfchiedene juriſtiſche Bedenken beſeitigt wer⸗ 

n lönnen, und namentlich wird den Heimſtätten der Charakter 
von Fideikommiſſen genommen werden können. Die Erhaltung des 
kleinen Grundbeſitzes und Anſäßigmachung der Arbeiter müſſe jeder 
deutſche Vaterlandsfreund wünſchen. Dafür wird öffentlich und 
peivetiem ſchon ſehr viel gethan durch Erleichterung des landwirth⸗ 
chaftlichen Kredits, durch Novellen zum Höferecht, durch die Renten⸗ 
eeießaebung, die, wenn auch noch wenig zu beurtheilen, aber doch 
on zu gewiſſen Hoffnungen berechtigt. Der Heimſtättenentwurf 
wird jedenfalls in verſchiedener Form in den einzelnen Landes⸗ 
theilen zur Ausführung gelangen, aber er wird ſich ſehr ſegens⸗ 
reich erweiſen und namentlich dem Zuge in die großen Städte 
entgegen wirken. Staat und Private müſſen aber die Geſetzgebung 
ben Dan und die Anſiedelung ihrer Arbeiter in jeder Weiſe 
Abg. Menzer (konſ.) tritt als Mitantragſteller entſchieden für 
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Kennundnennzigfter Iabrgung. 


Donneritag, 4. Februar. 


den Entwurf ein, der das Recht der Arbeiter auf Licht und Luft 
und Sonne verkörpere. In den großen Städten mit den Rieſen⸗ 
gebäuden verkümmern die Menſchen. Darum ſei das Beſtreben 
der Baugenoſſenſchaften, eigene Heime außerhalb der Großſtädte zu 
chaffen, höchſt anerkennenswerth, insbeſondere die Schraderſche. 
und Abg. Schrader ſollte einmal dem Hauſe Gelegenheit geben, 
ſeine Inſtitution kennen zu lernen. Die Durchführung des Heim⸗ 
ſtättengeſetzes werde der zunehmenden Verſchuldung des Grund⸗ 
beſitzes gerade der wirthſchaftlichen Schwachen entgegen arbeiten. 
Die beſtehenden Schuldverhältniſſe ſeien ne ng unerträglich. 
Die Heimſtätte werde das ſtaatserhaltende Prinzip fördern und 
ein wirkſames Mittel zur Bekämpfung der Sozialdemokratie ſein, 
eine Stütze der Monarchie. g 


Abg. Liebermann v. Sonnenber 


(Antiſ.): Die beiden Par⸗ 
teien, welche den Entwurf bekämpfen, 


ind Vertreter der goldenen 


und rothen Internationale. (Lachen links.) Ihre Gegnerſchaft iſt R 


ſelbſtverſtändlich, da das Heimſtättengeſetz den heimathloſen Geiſt 
au vertreiben im Stande iſt, der in das deutſche Haus gedrungen 
ſt. Die Gründe des freiſinnigen Redners richteten ſich nur gegen 
die Form. Mit dem beſtehenden geſchriebenen Recht mag ſich der 
Antrag nicht vertragen, aber er iſt eine Kodifizirung des deutſchen 
Rechtsgefühls. Das Bedürfniß nach einem eigenen Heim mach 
ich immer mehr geltend. Die „Freiſinnige Zeitung“ 
ſagte, das Geſetz ſei ein fremdartiges. Das muß ein fremdartiger 
Herr geſchrieben haben. Wir ſind kein Nomadenvolk, wir wollen 
ein Heimſtättengeſetz; von den fremdartigen Herren wollen wir 
feine Geſetze. Das Geſetz wird die Landwirthſchaft von dem Spe⸗ 
kuliren mit dem Grund und Boden befreien. Das Heimſtättengeſetz 
wird ſich ſehr leicht durchführen laſſen. Man mache den Verſuch 
mit einigen Heimſtätten; ſie werden ſich durchaus bewähren und 
Gegenſtand des Neides werden (Lachen bei den Sozialdemokraten). 
Verſuchen Sie doch einmal einen kleinen ſozialdemokratiſchen 
Probeſtaat zu gründen, etwa in der Lüneburger Heide (Heiterkeit) 
wie die Mormonen am Salzſee ihren Staat gründeten. Geht es, 
ſo bin ich auch dabei (Heiterkeit). Sie wollen keine Heimſtätten, 
weil Sie die günſtigen Folgen derſelben fürchten, weil Sie dann 
Anhänger verlieren, und die goldene Internationale, weil dann 
der Grund und Boden nicht mehr Schacherobjekt ſein kann. Wir 
wollen unſeren . Grund und Boden retten, wir wollen nicht 
bei Juden zu Miethe wohnen. Radikalmittel aber ſind zur Ret⸗ 
tung nothwendig. Auf dem ganzen Volk laſtet der ſchwere Alp des 
Börſenkapitals und ae Der eigene Herd Hr das beſte 
Mittel gegen das Aura en in den zerſetzenden Liberalismus oder 
in die Sozialdemokratie. 


Abg. Jordan (dfr.) Der Geſetzentwurf, welcher dem kleineren 
Landwirth ſeinen Beſitzzerhalten und dem Beſitzloſen den Beſitz er- 
leichtern will, wird nach keiner Richtung hin das vorgeſteckte Ziel 
erreichen. Es iſt auch nicht die Noth der Arbeiter, die dieſen Entwurf 
veranlaßt hat, ſondern die Noth des Großgrundbeſitzers. Früher 
waren die Verhältniſſe beſſer, und man dachte nicht an derartige 
Geſetze. Da lohnte der Großgrundbeſitzer ſeine Arbeiter gut, be⸗ 
handelte ſie noch beſſer und baute ihnen eigene Wohnſtätten. Jeder, 
der ſeinen Herrn verlaſſen wollte, wurde von ſeinen Kollegen ver⸗ 
ſpottet. Unter dieſen Umſtänden war ein Arbeitermangel nicht vor⸗ 
re Heute iſt das nicht mehr überall jo; die aber an der guten 

ehandlung feſthalten, klagen auch jetzt nicht über Arbeitermangel. 
Die heutigen Verhältniſſe bieten je gewiſſe Schwierigkeiten. 
Wenn die ländlichen Arbeiter auf weitere Ausdehnung der Geld⸗ 
löhnung anſtatt der Naturallöhnung dringen, ſo hat das ſeinen 
Grund in dem Beſtreben, ſich auch nicht auf ein Jahr zu binden, 
in dem Drange nach Freiheit. Dieſes Freiheitsgefuͤhl aber wird 
ſie davon abhalten, von dieſem Heimſtättengeſetz Gebrauch zu machen. 
Am allerwenigſten wird in den öſtlichen Provinzen davon Gebrauch 
gemacht werden, wie ich es aus meiner eigenen Kenntnis der Ver⸗ 
hältniſſe beſtätigen kann. Dem bereits verſchuldeten Grundbeſitzer 
wird mit dem Geſetze nicht geholfen werden können, und der unver⸗ 
ſchuldete wird ſich doch nicht die Hände binden laſſen wollen. Es iſt 
auch unrichtig, von einer fortwährenden Proletariſirung des Bauern⸗ 
ſtandes zu ſprechen, es giebt eine große Anzahl von Bauern, welche 
ihren Acker ſtetig vergrößern. Unfähige und faule Leute giebt’3 
überall, und die bringen es unter keiner Bedingung zu etwas. 
Der vernünftige Bauer wird keine größeren Schulden machen, als 
er zu ertragen im Stande iſt. Wollen Sie die Anſiedelung 
kleiner Leute befördern, ſo machen Sie die Beſtimmung der preußi⸗ 
ſchen Verfaſſung zur Wahrheit, wonach die Fideikommiſſe 
aufgehoben werden. Die Fideikommiſſe, die großen Grund⸗ 
beſitze nehmen ſo ſehr zu, daß z. B. in Oberſchleſien in einer Reihe 
von Jahren faſt 38 fein kleiner Bauernſtand mehr vorhanden ſein 
wird. In ganz Schleſien iſt der ſechſte Theil des Grund und Bo⸗ 
dens in den Händen des Großgrundbeſitzers. Wo ſoll das Land 
herkommen, auf dem eine Anſiedelung ſtattfinden kann? Friedrich 
der Große ließ keine einzige Bauernſtelle von einem Großgrund? 
beſitzer wegnehmen. Er erkannte alſo die Verderblichkeit des Auf⸗ 
ſaugens der kleinen Beſitzungen durch die großen Beſitzer. 

Gern treten auch wir Mir Erhaltung und Vermehrung des 
Bauernſtandes ein, aber mit dieſem Geſetze werden wir nichts er⸗ 
reichen. Warten Sie mit dem Antrage bis zu den Wahlen, und 
ſorgen Sie dann dafür, daß weniger Großgrundbeſitzer und mehr 
Bauern in dieſes Haus kommen, dann werden wir weiter darüber 
ſprechen (Beifall links). \ 

Abg. Schippel.(S.-D.): Der Entwurf gehört in den Papier⸗ 
korb. Die frühere deutſche Agrargeſetzgebung hat nur die Ueber⸗ 
vortheilung der Bauernfamilſe zu Gunſten der nicht arbeitenden 
Feudalen, nicht aber die Seßhaftmachung des Arbeiterſtandes, zum 
Zwecke gehabt. Die Vorlage wird auch ihren Zweck, einen ſtabi⸗ 
len kleinen Bauerſtand zu ſchaffen, nicht erreichen, und zwar wegen 
der Beſchränkung der Schuldaufnahme. Die Arbeiter werden 
nie dazu zommen, ſich ein landwirthſchaftliches Heimweſen zu 


— 


gründen, das ihnen alle häuslichen Bedürfniſſe liefert. Das Ge⸗ 


ſetz wird eine Revolution des Erbrechts und des bäuerlichen Kre⸗ 
dits zur Folge haben. Wie das zu vollziehen ſei, wie die dazu 
geſchaffenen Rentenbanken ausſehen ſollen, wird aber nicht geſagt. 
Ein Schlußantra 4 wird angenommen. 

Nach einem kurzen Schlußworte des Abg. Graf Douglas 
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wird der Entwurf an eine Kommiſſion von 21 Mitglie⸗ 

dern gewieſen. s 
Nächſte Sitzung: Donnerstag 2 Uhr (Vorläufiges Han⸗ 

delsabkommen mit Spanien, zweiter Nachtragsetat für Marine⸗ 
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führung des $ 6 des Geſetzes vom 9. Mai 1890, betreffend den 
weiteren Erwerb von Privateiſenbahnen für den 
Staat werden in 9 Berathung debattelos erledigt. 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetzentwurfs, be 
treffend die Führung der Aufſicht bei dem Amtsge⸗ 
richt und Landgericht in Berlin, ſowie die Han d⸗ 
habung der Disziplinargewalt bei dem erſteren Ge⸗ 
richte. (Ernennung eines Amtsgerichtspräſidenten als aufſichts⸗ 
führender Richter.) 

Juſtizminiſter Dr. v. Schelling begründet die Vorlage mit 
der übergroßen Geſchäftsbelaſtung an den Berliner 
Gerichten. Während in den Reichslanden 6 Landgerichtsprä⸗ 
ſidenten ſind, hat Berlin mit gleicher Bevölkerung nur einen. Die 

orlage iſt nicht wie die vorjährige eine prinzipielle, ſondern will 
nur den Berliner Landgerichtspräſidenten entlaſten, indem ihm die 
unmittelbace Aufſicht über die Richter am Amtsgericht I genommen 
und einem neu zu ſchaffenden Amtsgerichtspräſidenten übertragen 
werden ſoll. Die Stellung der Richter am Amtsgericht I w 
dadurch nicht beeinträchtigt werden. Es iſt falſch, in dem Vor⸗ 

andsbeamten gleichſam einen Muß zu erblicken, von dem man 

ch möglichſt entfernt halten muß. Er ſoll die ihm unterſtellten 
Richter berathen und namentlich nach oben hin vertreten; deshalb 
iſt es gerade für ſie vortheilhaft, wenn er ihnen näher gerückt 
wird. Der Entwurf ſieht ſodann eine weltere Entlaſtung in Be⸗ 
zug auf die Aufſicht über die nichtrichterlichen Beamten vor. 

itte Sie, der Vorlage, die nichts will als eine Dezentralif 
der Vorſteher, zuzuſtimmen. 

Abg. Bödiker (tr.): Die prinzipiellen Bedenken, welche ge⸗ 
gen den vorjährigen Entwurf borgebracht waren, können zwar del 
dem diesjährigen nicht vorgebracht werden. Aber dieſe Vorlage 
widerſpricht in weſentlichen Punkten dem Gerichtsverfaſſungsge⸗ 
ſetze. Mißſtände ſind vorhanden, und dieſe müſſen beſeitigt wer⸗ 
den durch eine andere Art der Aufſicht. Unſere Bedenken richten 
ſich aber dagegen, daß nunmehr mehrere Aufſichtsbeamte geſchaffen 
werden, und daß dieſe Beamten durch die Uebertragung der Auf⸗ 
ſicht eine höhere mit einem größeren Gehalt verbundene Stellung 
erhalten. Der Amtsrichter kann in dieſen Beamten nicht mehr 
einen Kollegen ſehen. Das Gerichtsverfaſſungs eſcß aber ſchreibt 
vor, daß ein Amtsrichter die Aufſicht führen fol adurch ferner, 
daß die Aufſicht mehreren Beamten übertragen wird, entſteht eine 
Theilung, die gegen das Na veritößt. Die Aufſichtsbe⸗ 
fugniſſe ſcheinen doch etwas zu weit zu gehen. Vor allem müßte 
zunächſt in den entſprechenden Paragraphen des Gerichtsverfafſungs⸗ 
geſetzes eine Beſtimmung dahin 5 aufgenommen werden, da 
die Landesgeſetzgebung zu einer Aufſichtstheilung befugt ſei. Na 
Berlin werden die beiten Kräfte gezogen, und. ſolche Amtsrichter 
haben eine doppelte. Aufjicht nicht 3 905 Eine wirkliche Ent⸗ 
laſtung der Berliner Gerichte kann nur durch Vermehrung der 
Richterſtellen erfolgen; ich beantrage, die Vorlage an 3 
miſſion von vierzehn Mitgliedern zu verweiſen. 6 

Abg. Krah 19 25 Die Bedenken des Vorredners ſind nicht be⸗ 

ründet, jedenfalls wird in der Kommiſſton Klarheit darüber ge⸗ 
ſchaffen werden, ob die Vorlage wirklich dem Gerichtsverfaſſungs⸗ 
eſetz widerſpricht. Der Vorredner ſelbſt hat ja das Beſtehen von 
ißſtänden anerkannt. Da dieſe Mißſtände darin liegen, daß ein 
Beamter nicht die Aufſicht über ein jo großes Perſonal führen 
kann, ſo ergiebt ſich die Nothwendigkeit der Aufſichtsthellung von 
ſelbſt. Daß eine neue Aufſichtsinſtanz eingeſchoben wird, iſt doch 
nur ein 8 Bedenken. Die vorgeſchlagene Aenderung ſch 
ſich der beſtehenden Organiſation ganz gut an. Die Sache 
nicht jo ſchwierig, daß fie von einer beſonderen Kommiſſion bera⸗ 
then werden müßte, ſie könnte ebenſo gut von der Juſtizkommiſſton 
erledigt werden. 
bg. Dr. Krauſe (nl) erkennt die Vorlage als eine wenn 
auch geringfügige Verbeſſerung gegenüber der Ne an. 
Redner hält die Berathung in einer beſonderen m or für 
zweckmäßig, um möglichſt Kenner der Berliner Verhältniſſe in die⸗ 


ſelbe hineinwählen zu können. Dadurch, daß zwiſchen dem Land⸗ 


gerichtspräſident und den Amtsrſchtern noch eine beſondere Inſtanz 


eſchaffen wird, wird die Stellung der Amtsrichter verſchlechtert. 
Nach die Entlaſtung in der Aufſicht über die nicht richterlichen 
Beamten wird in dem Entwurf in richtiger Weiſe getroffen; unter 
dem Anſchein der Einheitlichkeit der Leitung werden mehrere auf⸗ 
ſichtsführende Amtsrichter geſchaffen; das widerſpricht dem Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetz. Das Bedürfniß läßt ſich auf einfache 
Weiſe beſeitigen durch Aenderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, 
durch Beſeitigung der Beſtimmung, daß die Aufficht in einer Hand 
iegen muß. Dann braucht man keinen Amtsgerichtspräfidenten, 
und eine Ueberlaftung kann nicht eintreten. Eine wirkſame Ent⸗ 
laſtung ſieht Redner aber ebenſo wie Abg. Bödiker nur in einer 
Vermehrung der etatsmäßigen Richterſtellen in Berlin. 

Geh.⸗Rath Plank beſtreitet, daß die Vorlage dem Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz widerſpricht. Dem Amtsgericht gehören ebenſo 


vier 


wie allen anderen nur Amtsrichter an, der aufſichtführende Beamte 
it alſo auch nur Amtsrichter. Die beſonderen einen über 
die Aufficht find aber der beſonderen Landesgeſetzgebung überlaſſen. 
Die dem Amtsgerichtspräſidenten in der Vorlage ertheilten Be⸗ 
fugniſſe entſprechen nur dem jetzigen Zuſtande. Es müſſen ihm 
gewiſſe Befugniſſe bleiben im Intereſſe der Einheitlichkeit der 
Geſchäftshandhabung. 

Geh.⸗Rath Bierhaus: Die Frage, ob die Zahl der etats⸗ 
mäßigen Richterſtellen eine ausreichende iſt, kann bejaht werden. 
Es find bei dem Landgericht mit dem vorhandenen Richtermatexrial 
die Zahl der Kammern vermehrt worden, und es ſind bis jetzt An⸗ 
träge auf Perſonalvermehrung nicht eingegangen, ein Beweis, daß 
die Zahl genügt. Das ier e beſchäftigt ſich mit dieſer 
Frage eingehend. Klagen über übergroße Arbeitslaſt oder Ver⸗ 
zögerung der Geſchäfte wegen zu geringer Richterzahl ſind nicht 
22 worden. Dabei tft die koſtenloſe Beſchäftigung der Aſſeſſoren 

i nicht von Belang. Denn ſelbſt wenn jämmtliche Aſſeſſoren 
außer ja an an geſetzt würden, es träte eine Geſchäftsſtockung 
nicht ein. 

Abg. Bode (k.) hält die Einwände gegen das Geſetz für 5 
rechtfertigt. Die Stellung der Richter werde nicht beeinträchtigt 
und die Kollegialität unter denſelben nicht geſtört werden. Nur 

Redner eine Trennung der Aufſichtsbefugniſſe des Amts⸗ 

ſtspräſidenten und Landgerichtspräſidenten für geboten. 
bg. Brandenburg (Ztr.) gebt in dem Bedenken gegen den 


| Entwurf nicht jo weit wie jein Fraktionsgenoſſe Bödiker, betont aber, 


daß die Vorlage nur auf Berlin beſchränkt bleiben müſſe. Eine 
Aenderung der Reichsgeſetzgebung hält auch er für das Beſte. Die 
exichtsverfaſſung paßte auf die Berliner Verhältniſſe nicht im 
ringſten. Für Berlin würde die beſte Abhilfe durch Theilung 
der ag geſchaffen werden. BER 

Abg. Schmidt⸗Warburg (fr.) begrüßt den Verſuch, die am 
Berliner Amtsgericht hervorgetretenen Uebelſtände zu beſeitigen, 
mit Freuden. Die Vorlage ſtehe durchaus nicht im Widerſpruch mit 
dem Gerichts verfaſſungsgeſetz. f 

Abg. Lerche (df. ): Ich hätte allerdings eine Aenderung des 
Gerichtverfaſſungsgeſetzes gewünſcht. Da aber der Entwurf einmal 
vorgelegt iſt, ſo müſſen wir uns auf den Boden deſſelbeu ſtellen. 
Beſondere Bedenken erregt der Umſtand, daß durch die Schaffung 
einer neuen Aufſichtsinſtanz die Berliner Amtsrichter ſchlechter ge⸗ 
ſtellt werden als diejenigen in anderen Städten. Der Amtsgerichts⸗ 
präſident wird auch nicht die richtige Stellung gegenüber dem Land⸗ 

ichtspräſidenten haben, er wird immer als der Untergebene des 

ren gelten. Es würde ſich deshalb empfehlen, dem Amtsge⸗ 
tspräſidenten die Aufſichtsbefugniſſe des Landgerichtspräſidenten 
vollſtändig zu übergeben. Sollte die Juſtizkommiſſion zur Erledigung 
der Vorlage nicht genügend ſein, ſo würde ich die Verſtärkung der⸗ 
ſelben um 7 Mitglieder Beantragen. Die Frage, welche in dieſem 
Geſetze geregelt werden ſoll, hängt eng zuſammen mit der Frage 
der Hilfsrichter. Es iſt zweifellos, daß in Berlin zu viele Hilfs⸗ 
ter find. Das widerſpricht aber der Verfaſſung, die beſtimmt, 

aß die Richterſtellen durch auf Lebenszeit beſtellte Amtsrichter 
ausgefüllt werden ſollen. Finanzielle Schwierigkeiten können hier 
nicht maßgebend ſein und ich behalte mir vor, beim Etat einen 
enſprechenden Antrag zu ſtellen. 

Abg. Korſch (konſ.) ſtellt ſich auf den Boden der Vorlage. 
Einzelne Bedenken würden leicht gehoben werden können. 

Ein Schlußantrag wird angenommen und die Vor⸗ 
lage an die Juſtizkommiſſion verwieſen. 

Es folgt die zweite Berathung des Etats des Finanz 
miniſteciums. 

Die Einnahmen werden debattelos bewilligt. 

Zu dem Tit. 6 (Gehalt für Botenmeiſter) liegt eine 
Reſolution der Budgetkommiſſion vor, welche von 
dem Miniſter eine jährliche Nachweiſung über etwa vorge⸗ 
kommene Aenderungen in dem Syſtem der Dienſt⸗ 
altersſtufen verlangt. 

Miniſter Dr. Miquel erklärt, daß das neue Syſtem der 
Regelung der Gehälter der etatsmäßigen Unterbeamten nach Dienſt⸗ 
altersſtufen von der Regierung innegehalten werden wird. Von 
jeder Aenderung werde dem Hauſe Mittheilung gemacht werden. 

Abg. Lohren (freik.) glaubt, daß das neue Shſtem erhöhte 
Ausgaben zur Folge haben werde, giebt aber ſeiner Genugthuung 
über das ein der Dienſtalterszulagen Ausdruck, welches er 
auch auf die Subaltern⸗ und mittleren Beamten ausgedehnt ſehen 


te. 

Abg. Bödiker (Zentr.) erklärt es für nothwendig, daß dem 
Beamten, der die Gehaltserhöhung nicht erlangte, die Gründe 
hierfür mitgetheilt würden. 

Abg. Kieſchke (lib.) hält die Reſolution für unannehmbar, 
weil ſie zu der Deutung Anlaß geben könnte, als ob der Miniſter 
in dem nun einmal beſchloſſenen Syſtem der Dienſtalterszulagen 
ohne Mitwirkung des Abgeordnetenhauſes eine Aenderung herbei⸗ 
führen könnte. 

Abg. Dr. Lieber (Ctr.) glaubt dagegen, daß die verlangte 
Nachweiſung genüge, welche eine Müralſſche Verp ichtung der Re⸗ 
gierung in ſich begreife, von dem Syſtem der Dienſtaltersſtufen 
nicht e edenklich aber würde eine rechtliche Bindung 
der Regierung als der Exekutive in dieſer Hinſicht ſein. 

Abg. Dr. Sattler (nl.) bittet um Ausdehnung des Syſtems 
der Dienſtalterszulagen auf die Subalternbeamten. 

„Finanzminiſter Dr. Miguel: Die Wohlthat des nunmehr ein- 
geführten Syſtems beſteht darin, daß die Beamten nicht mehr von 
vielen zufälligen Momenten, ſondern von ihrem dienſtlichen und außer⸗ 
dienstlichen Verhalten bezüglich ihrer Gehaltsſteigerung abhängig ſind. 
Darauf kann ſich aher die Regierung nicht einlaſſen, die Vor⸗ 
enthaltung von Gehaltserhöhungen der betreffenden Beamten zu 

viren. Eine formale Verpflichtung der Regierung, dieſes 
Syſtem ſtrikt durchzuführen, beſteht nicht, da kein Geſetz hierfür 
vorhanden iſt. In der Sache ſelbſt wird die Angelegenheit jo 
tommen, wie es alle wünſchen. Was das Bedenken des Abg. Lieber 
betrifft, ſo iſt zu erwidern, daß jeder Beamte wohl ſchon wiſſen 
Wird, warum er keine Erhöhung des Gehalts erfährt. Liegen keine 
Gründe gegen den Beamten vor, fo wird der Chef natürlich ver⸗ 
pflichtet fein, dem Beamten die Wohlthat u Theil werden zu laſſen 

e Frage des Syſtems der Dienſtaltersſtufen iſt noch nicht völli 

ſt und kann auch jetzt durch Geſetz nicht einheitlich geregelt 
werden. 
Tit. 6 wird angenommen, ebenſo die Reſolution. 
Der Reſt des Ordinariums wird darauf debattelos bewilligt. 
Der Etat der indirekten Steuern wird debattelos 


Bomit iſt die Tagesordnung erſchöpft. 

Nächſte Sitzung Donnerſtag 11 Uhr. (Kleinere Etats, der Etat 
der Lotterieverwaltung, des Miniſteriums des Innern.) 

Schluß gegen 3 Uhr. 


Deuntſchland. 
— Berlin, 3. Febr. Im Abgeordneten hauſe hatten 
heute die Herren Juriſten aller Parteien das Wort. Der Geſetz⸗ 
entwurf, wonach für das Berliner Amtsgericht die Stelle eines 


beſonderen Amtsgerichtspräſidenten geſchaffen werden ſoll, wird 


ſelbſtverſtändlich angenommen werden. Aber es wäre optimiftifch, 
zu glauben, daß damit die Berliner Gerichtsnoth beſeitigt 
werden könnte. Erfreulich bleibt nur daß die Regierung den 


leidigen Gedanken des Inſtituts der aufſichtführenden Amts⸗ 
richter aufgegeben hat. Am Miniſtertiſch iſt man heute aller⸗ 
dings einer betreffenden Frage vorſichtig e drin aber 
ſchon der vorliegende Geſetzentwurf zeigt, daß der angeſtrebte 
Zweck auf dem früheren ungangbaren Wege nicht wieder ange⸗ 
ſtrebt werden ſoll. Die ſich anſchließende techniſche Spezial⸗ 
berathung über die Regelung der Altersſtufen der Beamten 
bietet zu Bemerkungen keinen Anlaß. — — Im Reichstage 
wurde der Heimſtättengeſetzentwurf der Konſervativen berathen. 
Man hat ſehr viele ſchöne Worte über die Seßhaftmachung 
der Arbeiter, über die Sicherung der Scholle der kleinbäuer⸗ 
lichen Bevölkerung gegen Pfändung und andere Unglücksfälle 
gehört, aber bei den ſchönen Worten wird es bleiben. Der 
Grundgedanke des konſervativen Antrags iſt gewiß nicht un⸗ 
ſympathiſch; nur ermangelt der Antrag jeder auch nur einiger⸗ 
maßen brauchbaren juriſtiſchen Konſtruktion, ein Fehler, den 
die konſervativen Redner ſelber in ziemlich naiver Weiſe zu⸗ 
gaben. So zitirte der Abg. Menzer mehrere juriſtiſche Gutachten 
gegen den Entwurf, den andererſeits allerdings Prof. Gier ke 
gebilligt haben ſoll. Wir ſagen „ſoll“, weil uns bekannt iſt, 
daß auch Gierke ſtarke Bedenken in wichtigen Einzelheiten hat. 
Einwendungen kamen heute auch von freikonſervativer Seite, 
was ſchon etwas ſagen will, wenn man bedenkt, daß es 
der Helfer in allen ſozialen Nöthen, der projektreiche 
Reformer Gamp, war, der neben vielem Licht auch recht 
viel Schatten ſah. Vortrefflich ſetzten der freiſinnige 
Rechtslehrer von Bar und Herr von Bennigſen ausein⸗ 
ander, auf was eigentlich es bei dieſer Frage ankommt, 
was Alles der konſervative Antrag vermiſſen läßt, was 
ſein wahrer ſtatt des angeſtrebten Erfolges ſein würde. 
Es freut uns beſonders, daß bei dieſer Gelegenheit einmal 
wieder ein gutes und kräftiges Wort, und zwar vom Abg. 
von Bennigſen, für das vielgeſchmähte römiſche Recht eingelegt 
wurde. Das ewige Gerede vom verlorenen und wiederzuge⸗ 
winnenden germaniſchen Recht fängt allmählich an, langweilig 
zu werden. Das konnte natürlich Herrn Liebermann von 
Sonnenberg nicht hindern, darauf herumzureiten. 

— Der Geſetzentwurf, betreffend die Koſten königlicher 
Polizeiverwaltung in Stadtgemeinden, iſt, wie be 
reits telegraphiſch gemeldet, im Abgeordnetenhauſe eingegangen 
Darnach übernimmt der Staat in den Stadtgemeinden mit 
königlicher Polizeiverwaltung die geſammten Polizeikoſten ein⸗ 
ſchließlich des Nachtwachtwegens und erhebt alle mit der Po⸗ 
lizeiverwaltung verbundenen Einnahmen. Zu den Ausgaben 
tragen nach Maßgabe der Kopfzahl der Zivilbevölkerung jährl. bei 
die Stadtgemeinde Berlin je 2,50 M., die Stadt Kaſſel je 0,44 
Mark. Von den übrigen Stadtgemeinden mit königlicher Po⸗ 
lizeiverwaltung diejenigen über 75000 Einwohner 1,50 Mark, 
diejenigen mit 25000 bis 75000 je 1,10 Mark, diejenigen 
mit weniger als 25000 Einwohnern 0,70 Mark für jeden 
Kopf der Bevölkerung. Bisher hatten bekanntlich die Stadt⸗ 
gemeinden die ſächlichen Polizeikoſten zu tragen, während die 
Staats kaſſe die perſönlichen Koſten der Polizeiverwaltung be⸗ 
ſtritt. Die gegenwärtig der Ortspolizeiverwaltung dienenden 
Grundſtücke, Gebäude und Inventarien gehen auf die Dauer 
des Bedürfniſſes unentgeltlich an die königliche Polizeiverwal⸗ 
tung über. Vororte können zu den Koſten der Polizeiverwal⸗ 
tung bis zu 0,70 Mark für den Kopf herangezogen werden. 
Bei der Ueberweiſung einzelner Verwaltungszweige an die Ge⸗ 
meindebehörden tritt eine der Minderausgabe des Staats ent⸗ 
ſprechende Ermäßigung des Beitrags ſatzes der Gemeinden ein. 
Bekanntlich iſt aber dieſelbe Materie im Jahre 1889 dem 
Abgeordnetenbauſe als Geſetzentwurf vorgelegt worden. Da⸗ 
mals beſchloß das Abgeordnetenhaus. Berlin nur mit 1,50 M. 
pro Kopf zu den Polizeikoſten heranzuziehen, die Stadtge⸗ 
meinden mit mehr als 50,000 Einwohnern mit 0,70 Mk., 
und die Stadtgemeinden mit weniger als 50,000 Einwohnern 
mit je 0,40 M. In dem damaligen Geſetzentwurf war die 
Uebernahme des Nachtwachtweſens auf den Staat noch nicht 
mit vorgeſehen, dieſe Koſten, welche den Gemeindebehörden ob⸗ 
liegen, betragen gegenwärtig in Berlin 462,000 Mark und in 
den übrigen 21 Städten mit königlicher Polizeiverwaltung 
1047000 Mark. Nach Aufhebung des gegenwärtigen Nacht: 
wachtweſens in Berlin ſoll das Polizeiperſonal um 20 Polizei⸗ 
offiziere, 51 Wachtmeiſter und 902 Schutzmänner verſtärkt 
werden, was eine Mehrausgabe von 1 662 578 Mk. ergiebt. 
In den übrigen 21 Städten verurſacht die Aufhebung des 
kommunalen Nachtwachtweſens eine Mehrausgabe der Polizei⸗ 
verwaltung von 1 836638 Mk. In Verbindung mit dem 
Geſetze iſt beabſichtigt, die Landgendarmerie zu verſtärken und 
deren Wirkſamkeit auszudehnen auf die Stadtgemeinden mit 
ſtädtiſcher Polizeiverwaltung. Was die Uebertragung von 
einzelnen Zweigen der Wohlfahrtspolizei an die ſtädtiſchen 


Behörden anbetrifft, ſo beſchränkt ſich der Geſetzent⸗ 
wurf in dieſer Beziehung auf die allgemeine An⸗ 
kündigung einer einzuleitenden Neuregelung. In den Mo⸗ 


tiven wird verſichert, daß bei der geplanten Maßnahme 
die Verwaltung der Bau⸗ und Geſundheits⸗Polizei, ſowie auch 
der Gewerbe⸗ und Markt⸗Polizei in Betracht kommt und daß 
die Staatsregierung zu den Stadtverwaltungen das Vertrauen 
hege, dieſelben würden die örtliche Polizei auf dieſem Gebiete 
mit Verſtändniß und Energie handhaben, ſich auch nicht durch 
weitgehende Rückſichten finanzieller Natur der Durchführung 
polizeilich gebotener Maßnahmen entziehen. Aus den Motiven 
erfahren wir weiter, daß die Uebertragung der Wohlfahrts⸗ 
polizei auf die Städte nur auf Widerruf erfolgen ſoll und 
daß die ſtädtiſchen Verwaltungen in Königsberg, Magdeburg, 
Potsdam, Charlottenburg, Aachen, Kaſſel und Fulda kurioſer⸗ 
weiſe die Uebernahme der Wohlfahrtspolizei abgelehnt haben. 
Aus einer Zuſammenſtellung der jetzigen und der künftigen 
Polizeikoſten der betheiligten Städte ergiebt ſich, daß Berlin 
künftig mehr an den Staat zu zahlen haben wird 2 241 332 


Mk., Breslau 241 409 Mk., Köln 116 444 Mk. Magdeburg 
129 703 Mk., Frankfurt a. M. 19 971 M., Hannover 97 757 
Mk., Königsberg i. Pr. 125539 Mk., Danzig 75 699 Mark, 
Stettin 75699 Mk., Charlottenburg 67 437 Mk. Poſen 
26 642 M., Wiesbaden 20 440 Mk., Potsdam 24 349 Mark 
u. ſ. w. Billiger kommen nur fort Hanau und Gottingen. 


Aus dem Gerichtsſaal. 


* Berlin, 2. Febr. [Prozeß gegen den Rau b⸗ 
mörder We Bel. luß.] Das nun folgende Verhör be⸗ 
zieht ſich auf die Kreuz⸗ und Querfahrten Wetzels, beſonders auf 
einen Aufenthalt in Chemnitz, wo der Mörder bereits anfing ſich 
ſicher zu fühlen. Auch während dieſer Zeit hat Wetzel, wo er auch 
hinkam, Beziehungen mit Frauenzimmern angeknüpft und häufig 
mit dem geraubten Gelde geprahlt. Es wird dann eine Reihe von 
Zeugen vernommen. Intereſſe erregt noch die Ausſage des In⸗ 
genieurs Sturm, den Wetzel kurz vor dem Morde kennen gelernt 
hat. — Ingenieur Sturm: Wetzel habe ſich ihm als Monteur 
„in Maſchinen“ vorgeſtellt und ſich ſehr bald danach erkundigt, 
wieviel Geld er auf ſeinen Touren mitzunehmen pflege. Er habe 
den Angeklagten ſofort für einen Schwindler gehalten. 
mit demſelben die kleine Bierreiſe durch verſchſebene Lokale mit 
Damenbedienung machte, iſt es dem Zeugen aufgefallen, daß die 
Kellnerinnen mit dem Angeklagten bekannt zu fein ſchlenen. Auf 
dem gemeinſchaftlichen Gange nach dem Spandauer Bock ſeien 
thatſächlich 5 Schüſſe gefallen, die Wetzel ſofort mit 5 Schüſſen 
aus ſeinem Revolver erwiderte, „Ich bekam, ſo erklärt der Zeuge, 
einen Heidenſchreck, wußte im erſten Augenblick nicht, ob ich ges 
troffen war oder nicht. Wetzel meinte blos: „Sie haben fi 
wohl erſchrocken?“, worauf ich ihm erwiderte: Da ſon der Deiy 
ſich nicht erſchrecken, wenn hier fünfmal losgeknackt wird! Er hat 
mich dann gebeten, ein Streichholz anzuzünden, und beim Scheine 
des Lichtes hat er dann den Revolver, welcher ganz heiß war, 
nochmals geladen. Beim Zurücktommen nach Spandau haben 
wir Billard geſpielt — Präſident: Angeklagter, ich denke, Sie 
ſpielen gar nicht Billard? — Angeklagter: Nein, ich kann auch 
nicht ſpielen. — Präſident: Zeuge, hat er gut "geiptelt? — Zeuge: 
Na, nicht zum Beſten, aber doch beſſer als ih! — Der Zeuge be= 
kundet ſodann, daß der Angeklagte am Sonnabend Abend ihm vor⸗ 
eſchlagen habe, mit ihm in demſelben Zimmer zu ſchlafen, der 
euge hat dies aber abgelehnt. Am nächſten Tage, als er den 
Angeklagten plötzlich im Grunewald getroffen, hat derſelbe ſich wie⸗ 
der danach erkundigt, ob er nicht noch viel Geld habe und hat ihn 
dann abſeits vom Hauptwege geführt. Er hat ihn dann 
aufgefordert, ſich etwas zu lagern, da er müde ſel. Als der 
Zeuge dies abgelehnt, hat der Angeklagte den weiteren Vorſchlag 
gemacht, Blumen zu pflücken und hat ſich auch ſelbſt gebückt. Der 
Zeuge pflückte im Stehen einige Blumen ab, da war es ihm gerade 
geweſen, als ob ihm Jemand ſagte: „Drehe dich um!“ "dis ich 
mich umdrehte,“ jo fährt der Zeuge fort, „hatte der Angeklagte die 
rechte Hand an der rechten Rocktaſche, wo er ſeinen Revolver 
trug und ſah mich mit einem düſteren Blick an, indem er ſagte: 
„Sie haben wohl Angſt?“ Ich antwortete aber, obgleich mir 
etwas üngſtlich war: „Wofür ſoll ich denn Augſt haben?“ 
Ich beſchleunigte nun aber doch meine Schritte und Wetzel 
ging mit. Unterwegs bekam ich plötzlich von ihm einen Schlag 
in den Rücken, worüber ich mich ſehr erſchreckte. Wetzel fragte 
wieder: „Sie 1 wohl Angst?“ worauf ich ihm ſagte: „Der 
Teufel auch, ich habe gedacht, es wäre ein Aft!“ J machte 
aber dann doch, daß ich auf dem kürzeſten Wege nach Spandau 
en wi Am nächſten Tage ſagte mir mein Wirth, 06 ich denn 
chon wüßte, daß in der Nacht Jemand todtgeſchlagen worden 
jet. Ich zuckte die Achſeln und erwiderte, daß ſo etmas in und 
bei Berlin ja alle Tage vorkomme, als ich dann aber von dem 
Revolver und dem Schraubenſchlüſſel hörte, ſpitzte ich doch die Ohren 
und machte den Wirth auf den angeblichen Monteur aufmerfiam.— 
Zeuge Fritz Kölling, ein völlig unbeſtrafter Mann, hat den Ange⸗ 
klagten bei Förſter kennen gelernt. Derſelbe war dort Faktotum, 
der Zeuge Reiſender. Er ſchildert denſelben als leichtſinnigen 
Menſchen, der häufig in Geldverlegenheit war. Der Angeklagte 
hatte denſelben urſprünglich der Mitthäterſchaft des Mordes be 
ſchuldigt, dieſe Beſchuldigung aber ſelbſt zurückgenommen. Der 
Zeuge ſchildert den Beſuch, den er von einem Kriminalbeamten aus 
dieſem Anlaſſe hatte, und feine Konfrontation mit Wetzel in 
Spandau. Als er demſelben gegenübergeſtellt worden war, ſchlug 
W. die Augen nieder und ſagte ganz zerknirſcht: Nein, ich habe 
gelogen, das iſt er nicht! Der Unterſuchungsrichter hat dann auf 
den Angeklagten eingeredet, doch ſeinen angeblichen Mitſchuldigen 
zu nennen, Wetzel hat aber immer nur Für: t, es jei „ein ihm 
ge geweſen“. Der Zeuge weiſt auch die weitere von dem 
ngeflagten aufrecht erhaltene Beſchuldigung, wonach er an einem 
der von demſelben ausgeführten Diebſtähle Theil genommen haben 
ſoll, mit Entrüſtung zurück und erklärt 2% Beſchuldigung für ein 
Bubenſtück. — Auf die direkte Frage des Präſidenten, ob der An⸗ 
geklagte die Beſchuldigung dem Zeugen ins Geſicht wiederholen 
wolle, antwortete derſelbe ſehr beſtimmt mit „Ja!“ Er will dann 
auch dem Zeugen eine ganze Reihe von Einzelheiten ins Gedücht⸗ 
niß zurückrufen. Dieſer aber erklärt, daß er von alledem kein Wort 
verſtehe. Er könne beichwören, daß dieſe Beſchuldigung eine ſchänd⸗ 
liche Lüge ſei. — Präſ.: Wir wiſſen ja, Angeklagter, daß Sie im 
Erfinden das Menſchenmögliche leiſten — Der Zeuge wird vereid 
— Zeuge Linde, Beliber an in welchem das Hirſchfeldf 
Geſchäft lag, hat in der Mordnacht Schreien, Schlagen, Umwerfen 
von Stühlen ꝛc. gehört, Hy aber nicht, wo dieſes Geräufch ber⸗ 
kam. Um etwa 2% Uhr it er dann von dem Nachtwächter mit 
der Mittheilung von 8 Morde geweckt worden. — Präſ.: An⸗ 
geklanter, Sie 91957 5 Ihrer früheren Vernehmung vor dem 
mtgrichter. zugegeben, aß Sie ſchon mit der Abſicht des Mordes 
zu Hirſchfeld hingegangen ſeien. Heute ſagen Sie zun, daß Sie 
urſprünglich 2 1 die barmlofe Abſicht hatten, ſich Wäſche zu 
kaufen und erſt be Mel Anblick der Geldtaſſette zu der unſeligen 
That verführt worden ſeien. Wie reimen Sie dieſe beiden Aus⸗ 
ſagen zune — Angekl.: Ich habe früher wenig oder gar 
nichts geſagt, Der Amtsrichter hat mich nur immer gefragt „War 
es nicht jo?“ und ich habe immer nur ja geſagt. — Bräi.: Sie 
bleiben alſo bei Ihrer heutigen Darttelung? — Angekl.: Ja. — 
Kriminalinſpektor v. Hülleſſem beſtätigt, daß der Angeklagte ein 
ganz ſpezialiſirtes Geſtändniß abgelegt und zugeſtanden habe, den 
rſchſeld planmäßig und mit Ueberlegung getödtet zu haben, 
Die Gutachten der mediziniſchen Sachverſtändigen ſind kurz zu⸗ 
ſammenzufaſſen und lauten übereinſtimmend dahin, daß der Tod 
Hirſchfelds zweifellos "eine Folge der ihm beigebrachten Ver⸗ 
letzungen war. Der Punkt des früher vom Angetlagten abgelegten 
Geſtändaiſſes, wonach er das Haus Hirſchfelds ſchon mit dem Vor⸗ 
ſatze betreten hat, den Mord auszuführen, wird noch einmal durch 
Befragen der betreffenden Zeugen feſtgeſtellt und dann die Be⸗ 
weisaufnahme lane ste Die Schuldfragen, welche der Vorſitzende 
ſormulirt, lauten auf Mord und ſchweren Raub, der Vertheidiger 
beantragt, noch die Nebenfrage zu ſtellen, ob der Angeklagte die 
That zur Beſeitigung eines ihm bei Ausübung eines Diebſtahls 
enigegenſtehenden Hinderniſſes begangen hat. Der Staatsanwalt 
plaldirt für Bejahung der Schuldfrage im Sinne der e 


während der Vertheidiger die Möglichkett nicht für ausgeſchloſſen 
hält, daß das Verbrechen des Angeklagten ſich in der »durch 
Unterfrage angedeuteten Art abgeſpielt hat. 


ie 


Der Erfte Staatsanwalt leitete fein Plaldoyer mit folgenden 
Bemerkungen ein: Das allgemeine Aufſehen, welches die Blutthat, 
die dem gegenwärtigen Prozeſſe zu Grunde liegt, erregt hat, kenn⸗ 
—.— ſich beſonders auch dadurch, daß ſelten eine ſo Bei Anzahl 

naliſten, ſowohl des In⸗ wie Auslandes, einer Verhandlung 

ohnte, wie der heutigen. Es iſt ein außerordentlich ſchweres 
Verbrechen, das zum Himmel fehreit. Ein Mann, der durch eiſernen 

8, durch emſige Thätigkeit, durch anſtändige Arbeit Etwas 
vor ſich gehracht hat, ex wird in der Blüthe ſeiner Jahre, im 
träftigſten Mannesalter in feinem eigenen Geſchäftslokale durch 
einen Mordbuben dahingerafft, in der ſcheußlichſten Weiſe er⸗ 
mordet. Und jener junge Menſch, der die grauſe That ver⸗ 
übte, beging ſie lediglich, um ſeinen 9 Sinnenlüſten 

Öhnen zu können. Ich kann nicht umhin, bei dieſer Gelegen⸗ 
orzuheben, daß nicht nur bei uns, ſondern au 

in anderen Ländern die Irreligioſität immer mehr um ſich 
greift. Es iſt dies eine gi betrübende Erſcheinung. Ueberall 
inen Sendlinge, welche die Religion als etwas er 
ſchildern, welche den Standpunkt vertreten: Macht Euch das Leben 


te 
daß Verbrechen, die begangen werden, um ſich die Mittel zu 
werden. Nate der Fall Wetzel für uns Alle eine ernſte Mahnung 


ehen werden und 
r Erite Staatsanwalt beleuchtet ſodann die That elbſt und 


gangen. D 
an der Ueberlegun 


beneiden swerther Zähigkeit ſein Terrain vertheidige und nun 
plötzlich ſein erſtes umfaſſendes Geſtändniß widerrufe, um der letzten, 
chſten Strafe zu entgehen. Nachdem der Angeklagte einige un⸗ 
verſtändliche Bemerkungen zu einzelnen Zeugenausſagen gemacht, 
beginnt der Vorſitzende ſeine Rechtsbelehrung wie folgt: „Meine 
rren Geſchworenen! Es iſt die zweite Mordſache, die in 
dieſer Periode vor demſelben Gerichtshof, denſelben Geſchwoxenen, 
demſelben Staatsanwalt und demſelben Vertheidiger ſich ab⸗ 
ſpielt und man wird unwillkürlich zu einem Vergleich angeregt, 
welcher entſchieden zu Ungunſten der heutigen Sache aus⸗ 
fallen muß. In der erſten Sache konnte man ein gewiſſes 
Mitgefühlt mit dem Angeklagten haben, der in der Ungunſt des 
ehelichen Lebens eine ſolche Unſumme von Haß in ſich aufgenom⸗ 
men hatte, daß er ſchließlich dazu kam, ein Menſchenleben zu opfern. 
Da konnte man immer noch ſagen, es ſei menſchlich. Kann man 
aber auch mit dieſem Angeklagten hier Mitleid haben? Ja, vom 
chriſtlichen und menſchlichen Standpunkte aus iſt dies noch möglich, 
denn der Angeklagte iſt ein Mitglied der menſchlichen Geſellſchaft 
und die Geſellſchaft iſt in gewiſſem Sinne mit verantwortlich für 
ſeine That. Wenn ein Verbrecher die durch das Geſetz feſtgeſetzte 
Strafe verdient hat, ſo iſt es dieſer hier! Aus niedrigſter, elendeſter 
Genußſucht hat er dieſe That ausgeführt, wie ein blutdürſtendes Thier 
ſtreicht er durch die Lande und wittert, wo er Morde und ſonſtige 
Verbrechen ausführen kann. Die Erzählung des Zeugen Sturm 
dürfte wohl auf Jeden im Saale einen Entſetzlichen Eindruck gemacht 
haben ! Der jetzige Fall unterſcheidet ſich auch inſofern von dem erſten, 
als ſich Publikum und Preſſe dieſer Anklageſache mit einem Andrange 
zugeneigt haben, wie er in den Annalen dieſes Gebäudes wohl noch 
nicht dageweſen iſt, obwohl das Umgekehrte wohl mehr am Platze 
ſen wäre, denn der erſte Fall hatte ein hohes menſchliches und 
furiſtiſch⸗wiſſenſchaftliches Intereſſe. Ein weiterer Unterſchied liegt 
darin daß in dem eriten Falle der Angeklagte von ſelbſt ein reue⸗ 
volles Geſtändniß abgelegt hat, ohne welches feine Verurtheilung 
kaum möglich war, während hier der Angeklagte nach einer ganzen 
Reihe von Lügen zu einem nur theilweiſen Geſtändniß gekommen 
iſt. Nach längerer theoretiſcher Betrachtung über die Schuldfragen 
und Exemplifikation auf den vorliegenden Fall kommt der Vorſi⸗ 
gende zu dem Schluß: „Ich ertheile Ihnen alſo, mag die Sache 
nun ſo liegen, wie der Angeklagte uxſprünglich angegeben, oder jo, 
wie er beute behauptet, die Rechtsbelehrung dahin, daß Sie die Frage 
nach dem Vorliegen der Ueberlegung zu bejahen haben. Die Ber 
ratung der Geſchworenen dauert nur kurze Zeit. Ihr Wahrſpruch 
lautet im Sinne der Anklage auf Schuldig des Mordes und des ſchweren 
Naubes. Der Staatsanwalt beantragt in Gemäßheit dieſes Spruches die 
Todesſtrafe gegen den Angeklagten, auf welche der Gerichtshof 
auch erkennt. Der Angeklagte, deſſen Geſicht eine aſchfahle Färbung 
angenommen hat, nimmt den Spruch des Gerichts ohne ſichtbare 
Erregung entgegen. 


Unfere Don Juans. 
Poſſe mit Geſang von Leon Treptow. 
Muſik von Franz Roth. 
Poſen, 2. Februar. 

Auf ihrer Rundreiſe über alle größeren und kleineren 
Bühnen Deutſchlands ſind „Unſere Don Juans“ denn au 
nach Poſen gekommen. Ueber die künſtleriſche Qualität der⸗ 
ſelben eine beſondere Abhandlung zu ſchreiben, wäre wohl 
höchſt überflüſſig. Jeder, der das Genre der modernen Ge⸗ 
ſangs poſſe überhaupt kennt, wird wiſſen, daß dieſelbe ihre 
Stärke und Zugkraft in anderen Dingen ſucht. Darum wollen 
wir unſere Leſer auch nicht lange mit der Auseinanderſetzung 
des Inhalts aufhalten — der thuts ja hier nicht. Kurz ge⸗ 
ſagt: Ein luſtiger Wirrwarr von komiſchen Mißverſtändniſſen, 
tern, wenn auch etwas gewaltſamen Verwicklungen, mit 
einigen zum Theil ſehr netten muſikaliſchen Piecen und recht 
hübschen Kouplets (von Guſtav Görß), endlich mit einer Fluth 
von guten und ſchlechten Witzen — darunter etliche blutige 
Kalauer — ſo ſtellten ſich „Unſere Don Juans“ dem ver⸗ 
gnügten Publikum vor. Für die Hauptwirkung find, da das 
flotte Zuſammenſpiel der Darſteller und die Geſchicklichkeit der 
Regie, alle die ſo reichlich gebotenen bunten Effekte gewandt 
auszunützen, entſcheidend. Dieſe beiden Faktoren haben denn 
hier auch ihre Schuldigkeit gethan und damit das Einſchlagen 
der Novität geſichert. Mag der Aeſthetiker immerhin ſein 
weiſes Haupt ſchütteln und etwas über den Verfall der heitern 
ſt auf unſerer Bühne in den Bart murmeln — hier 
wird gelacht. Und ſo wollen wir uns nicht weiter dagegen 
ftemmen, ſondern — Ehre wem Ehre gebührt — einen recht 
kräftigen Erfolg konſtatiren. Da iſt in erſter Linie Fräulein 
Schwarz zu verzeichnen, die als „böhmiſches Madl“ reich⸗ 


lich Gelegenheit hatte, durch ihr ſchneidiges und graziöſes Spiel die 
Zuſchauer zu elektriſiren. Ihr ſtand Fräulein Paulmann 
als Lene Schimmer getreulich zur Seite. Der nervöſe und 
dabei ſchüchtern⸗unbeholfene „Don Juan“ Hans Timpe fand 
in Herrn Bollmann einen vorzüglichen Vertreter, wie der 
alte Kaufmann Schwalbe in Herrn Textor. Herr Kroſſek 
gab einen urwüchſigen Wenzel Navratil und erwarb ſich noch 
durch das eingeſchobene „Lachcouplet“ lebhaften Beifall. 
Schwalbes Töchter, vertreten durch die Damen Steffen, 
Robee und Brandt, ſowie fein Neffe (Herr Miſchke), 
Fräulein Wilke als Tante Lottchen und Herr Mathias als 


ch Afrikareiſender Hiller füllten gleichfalls ihre Plätze auf's Beſte 


aus. Große Heiterkeit erregten die drei Gigerln, Schwalbes 
Freunde (die Herren Kammſetzer, Steiner und Orlop) — 
kurz Alles war Freude und Zufriedenheit, und es ſteht zu er⸗ 
warten, daß, während „Don Juan“ von Mozart das letzte 
Mal vor ziemlich leeren Bänken in Szene ging, „Unſere 
Don Juans“ von Treptow und Roth noch lange ein 
volles Haus machen werden. — „Sapienti sat...“ 


Lokales. 


Poſen, den 4. Febr. 

* Ueber eine kaum glaubliche Taktloſigkeit, 
welche unſerer Aufmerkſamkeit leider entgangen iſt, wird den 
„Hamb. Nachr.“ von hier geſchrieben: 

„Die den Polen gegenüber proklamirte Verſöhnungspolitik be⸗ 
ginnt ihre eigenthümlichen Früchte zu tragen. Im hieſigen 5 olni⸗ 
ſchen Theater iſt in der vergangenen Woche das be⸗ 
kannte Stück von Herm. Sudermann „Die Ehre“ in pol⸗ 
niſcher Ueberſetzung aufgeführt worden. Während nun auf dem 
Theaterzettel bei allen übrigen Perſonen des Stückes die 
vom Autor vorgeſchriebenen deutſchen Namen beibehalten find, 
hat das hieſige polnische Theater, offenbar von der Atmoſphäre 
des Dramas angeſteckt, bei dem darin auftretenden Hauptlumpen, 
dem Tiſchler „Michalski“, den zufälligen polniſchen Namen mit 
witzloſer Bosheit in den deutſchen „Otto Schönhauſen“ um⸗ 
5 Ein guter Theaterdirektor kennt ſein Publikum; man 
witd alſo annehmen dürfen, daß er mit dieſem Genieſtreich der 
Stimmung ſeiner Zuſchauer entgegengekommen iſt.“ ; 

Die Polen haben keinen Anlaß, dem Fürſten Bismarck 
freundliche Geſinnungen entgegenzubringen, aber die Bekämpfung 
eines politiſchen Gegners ſoll ſich immer in anſtändiger Form 
halten und nicht zu ſo niedrigen Mitteln greifen. Die Verhält⸗ 
niſſe beim polniſchen Theater berechtigen zu dem Schluß, daß 
dieſer hämiſche Streich aus Kreiſen ſtammt, welche es für ange⸗ 
zeigt halten, gegenwärtig eine regierungsfreundliche Geſinnung 
recht oſtentativ zur Schau zu tragen. 


CTelegraphiſche Nachrichten. 

München, 3 Febr. Gegenüber den in verſchiedenen 
Blättern gemeldeten Gerüchten über den Geſundheitszuſtand 
des Königs Otto kann die „Allgemeine Zeitung“ von unter⸗ 
richteter Seite mittheilen, daß eine akute Verſchlimmerung bei 
dem Könige nicht eingetreten ſei trotz der ſelbſtverſtändlichen 
Schwankungen in dem Befinden und, obgleich der Krankheits⸗ 
prozeß an ſich ein zwar langſames und kaum bemerkbares, 
jedoch 5 fortſchreitendes Zerſtören des Geſammtorganis⸗ 
mus iſt. 

Wien, 3 Febr. In der heutigen Sitzung des Abge⸗ 
ordnetenhauſes wurde die Generaldebatte über die Börſenſteuer 
eröffnet. Am Schluſſe der Sitzung ſtellte der Abgeordnete 
Lueger den dringlichen Antrag, die Regierung aufzufordern, 
die Unterſuchungsakten der Börſenkammer und des Wiener 
Landgerichts für Strafſachen betreffend die am 14 November 
v. J. in der Abendausgabe des „Wiener Tagblatts“ 
über die Audienz des Abgeordneten von Jaworski veröffent⸗ 
lichten Mittheilungen vorzulegen. Das Haus beſchloß ein⸗ 
ſtimmig die Dringlichkeit des Antrags und überwies denſelben 
einem Sonderausſchuſſe. 

Rom, 3. Febr. Der Verleumdungsprozeß des Monſignore 
Amalfitanos gegen den Kardinal Oreglian hat heute begonnen. 
Da die Vertreler der Privatbetheiligten auf die Vernehmung meh⸗ 
rerer erkrankten Zeugen ſowie auf diejenige zweier nicht vorgela⸗ 


denen Kardinäle nicht verzichteten, wurde die Verhandlung auf 
Sonnabend vertagt. 


aris, 3. Febr. Das angekündigte Gelbbuch über die 
Handelsverträge iſt heute erſchienen und betrifft die Unter⸗ 
handlungen mit Belgien, Spanien, den Niederlanden, der 
Schweiz, Griechenland und Schweden⸗Norwegen. Den wich⸗ 


chf tigſten Abſchnitt bilden die Verhandlungen mit Spanien. Die 


letzte Depeſche Ribot's, datirt vom 30. Januar, giebt dem 
Wunſche Ausdruck, daß die zu einem Entgegenkommen ge⸗ 
neigten Dispoſitionen beider Länder zu einer ſchließlichen Ver⸗ 
ſtändigung führen möchten. 

Paris, 3. Febr. Ribot empfing heute Vormittag die Doktoren 
Brouardel und Prouſt, welche über die Arbeiten der Sanitätskon⸗ 
ferenz in Venedig Bericht erſtatteten. Sie ſprachen die Anſicht 
aus, daß die noch vorhandenen Schwierigkeiten, welche England 
verhindern, den franzöſiſchen Vorſchlägen zuzuſtimmen, demnächſt 
beſeitigt werden würden. 


6 abon, 3. Febr. Die Finanzkommiſſion der Depu⸗ 
tirtenkammer nahm heute die Finanzvorſchläge der Regierung 
im Prinzip an. Der Vorſitzende der Kommiſſion betonte, die 
Annahme bedeute in erſter Linie die Nothwendigkeit einer Ver⸗ 
ſtändigung mit den ausländiſchen Gläubigern. Der Miniſter⸗ 
präſident erklärte, die 30prozentige Einkommenſteuer ſolle auf 
Obligationen von Privatgeſellſchaften nicht anwendbar ſein, 
ſondern nur auf Titres der inneren Staatsſchuld. 

London, 3. Febr. Nach einer bei Lloyds eingegangenen 
Depeſche ſind ſämmtliche Kontanten ſowie mehrere Vreſſack 
des geſtrandeten Dampfers „Eider“ heute früh gelandet worden. 
Es verbleiben noch 400 Briefſäcke an Bord. Einem Tele- 
gramme des „Reuter'ſchen Bureaus“ aus Atherfield zufolge 
weigerten ſich geſtern Abend der Kapitän Heinecke und die 
meiſten Offiziere der „Eider“ im letzten Augenblicke ans Land 
zu kommen; ſie waren entſchloſſen, das Schiff während der 


ganzen Nacht nicht zu verlaſſen, zumal das Wetter ſehr ſchön 
geworden war. Die Ausladungsarbeit iſt ernſtlich begonnen 
worden. Das Wetter iſt weiter günſtig, die See ruhig. 
London, 3. Febr. Bei einem geſtern in Exeter abgehaltenen 
fonfervativen Meeting bielt Lord Salisbury eine Rede über die 
Lage. Bei Erwähnung des Todes des Khedive Tewfik bezeichnete 
er denſelben als einen begabten und klugen Vundeßgenofſen der 
Engländer, welcher mit Einſicht und Lo alttät britiſche Erfahrung 
und Geſchicklichkeit aufgenommen babe, die vereint mit türkiſcher 
Zähigkeit und engliſcher Kraft eine beiſpielloſe finanzielle und 
ſoziale Erhebung vptens erzielt hätten. Salisbury erklärte 
2 80 eine brennende Frage bei den nächſten Wahlen ſei die 
riſche. Das Oberhaus halte mit gutem Grunde die Union auf⸗ 
recht. Was würde Europa ſagen, wenn Frankreich davon nrädke, 
Di Kane nn ge enden er mi aeg Ka = 
eriſche England dazu geführt würde, ein unabhängiges, katholiſches, 
ſchutzzöllneriſches Irland zu ſchaffen. * ſch 


Berlin, 4. Febr. [Privat⸗Telegramm der 
„Poſ. tg") Der allgemeine Eindruck der Unterhaltung 
bei dem geſtrigen parlamentariſchen Diner beim Reichskanzler 


war, daß die Verſuche zur Beilegung der Schwierigkeiten 


Fortſchritte gemacht haben. Politiſche Fragen wurden wieder⸗ 
holt in weiterem Kreiſe berührt, die Schulfrage dagegen nur in 
einer ſeparaten Unterhaltung des Kaiſers mit Herrn v. Bennigſen, 
die beinahe eine halbe Stunde dauerte und viel bemerkt wurde. 
Beinahe ſämmtliche Anweſende, darunter Mitglieder aller 
größeren Parteien, ausgenommen die Sozialiſten, wurden vom 
Kaiſer, der lebhaft und heiter erſchien, durch Anſprachen aus⸗ 
gezeichnet. 

London, 4. Febr. Der bekannte Arzt Morell Mackenzie 
iſt geſtern infolge von Influenza geſtorben. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Februar 1892. 


Datum. 


0 
Stunde. Gr. redu in mm; 


66 m Seehöhe. 


3 738,2 wa bedeckt 
N 737,9 | SCH leicht bedeckt 
4. 738,4 S mäßig bedeckt 


Am 3 Febr. Wärme⸗Maximum + 
Am 3 8 „We 


5,1“ Cell. 
ärme⸗Mintmum — 105 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 3. Febr. Morgens 2,10 Meter. 
Pr er Mittags 2,18 = 

= 9 Morgens 2,64 # 


Eelegraphitge Vörlenberichte. 


94,10, Bresl. Diskontobank 94,25, Breslauer Wechslerbank 94 50, 
Donnersmarckhütte 


Oberſchleſ. Portland⸗Zement 96 75, Schleſ. Cement 136,00, In. 
Zana 10175, Schleſ. Dampf. C . 


Türkenwerthe unt 
en au 


N Rente 91,15, öf 


93,65, Egypter 480,81, 

Lombarden 221,25, do. Prioritäten 312,00 Yanque Ottomane 550.00, 

Panama 5 proz. Hoger —.—, Rio Tint 80, Tabatsaktien 
e 


g nto 
—.—. nte 94,80, oz. Portugieſen 29¼, Neue 
proz. Ruſſen 76¾. * e —. 
i dukten⸗Kurſe. 

Köln, 3. Febr. Getreidemarkt. Weizen hieſiger loko 23,00, 

enter let 2500, fieber rn J 8. „ Wi 2 Bee 
9 0 er loko 24,75, p. ir; 21 

Bu ee bieten. > 5 Kemer So. bobo 62.00, 

Mat 57,50, p. ober 56,50. — Wetter: ön. 

Bremen, 3. Febr. (Kurſe des Effekten⸗ und Makler⸗Vereins, 
en 8585 F — . eee 

5 Br., 5proz. Nordd. Lloyd⸗Aktien 96%, R 

Bremen, 3. Febr. (Börſen = Schlupberiät.) Raffintrteg 
Betroleum. (Offizielle Notir. der Bremer Petroleumbörſe.) Faß⸗ 
zollfrei. Ruhig. Loko 670 Br. 

Baumwolle. Still. Upland middl. loko 38 Pf., land 
Baſis middl., nichts unter low middl auf Terminlieferung, Febr. 
37%, Pf., März 37%, Pf., April 38 Pf., Mal 38, Pf., Juni 
88%, Pf., Juli 39 Pf. 

Schmalz. Ruhig. Wilcor — Pf., Armour 34 ¼ Pf., Rohe — 
Pf., Fairbanks 32 Pf. 

olle. 106 Ballen Cap, 69 Ballen Natal, — Ballen Buenos⸗ 
Ayres, — Ballen Auftral,, 8 Ballen Kämmlinge. 
Speck ſhort clear middl. Schwach. —. 
Hamburg, 3. Febr. Getretdemartt. Weizen loko ruhig, bolſtein. 


foto neuer 215—220. — Roggen loko ruhig, mecklend. iofo neuer 
218230 ruſſ. loko ruhig, neuer 192—198 nom. Hafer ruhig. Gerſte 


ruhig. Rüböl en) ruhig, loko 59,00. Spiritus ruhig, p. 
— 00 ⸗März 35", Br., Pe Mar April 35¼ Br., p. April⸗Mai 
35¼ Br., per Ma Juni Kaffee feſt. Umſatz 15004 
Sack — Vetroleum ee Standard wöite loko 6,35 Br., p. 
März 620 Br. — Wetter: Regneriſch. 
8 3. Febr. Zuckermarkt (Schlußbericht.) Rüben: 
Rohzucker I. Produkt Baſts 88 pCt. Rendement neue Uſance, fre 


an Bord Hamburg v. RR 14,55, p. März 14,80, p. Mai 
15,12%/,, p. — 15,45. Feſt. 

Hamburg, 3. Febr. Kaffee. Nachmittagsbericht.) Good ave⸗ 
rage Santos ver März 68, per Mai 66 ¼, per Sept. 64, pr. 
Nov. nr: chwa 

3. Febr. Produktenmarkt. Weizen loko voll beh., 
Frühjahr 10,29 Gd., 10,31 Dr er Herbſt 9,19 Gd. 9,21 Br. 
Hofer p. Frühjahr 607 Gd. . Neu⸗Mais p. Mal⸗Juni 
5,50 Gd., 5,52 Br. — Kohl A p. Aug.⸗Sept. 13,20 Gd., 13,30 
— Wetter: Regen. 


Baris „3. Febr. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 5 

p. Februar 24,80, p. März 25,10, o. März⸗Juni 25,40, v. 
1 25,70. — Roggen weichend, rer Febr. 18,40, ver März⸗ Aug. 
18,70. — 2 cbt matt, p. Febr. 52,70, p. März 53,30, p. März⸗ 
20, p. Mai⸗Aug. 55,20. — Rübzöl weichend, p. Febr. 54,25, 


Jun 5% 
d. März 54,75, p. März⸗Juni 56,00, pr. Mai⸗Aug. 56,75 


Sylritn beh., p. per 46,25, p. März Fr . p. März⸗April 46,00, Nr. 7 


p. Wang 45,75. — Wetter: Bed 
Baris, 3 Febr. (Schlußberiht) 
foto 38,00 2.38, 25. Weißer Zucker feſt, Nr. 3 r 100 Kilo b Febr. 
50, b. März 40, 87½ p. März⸗Juni I, 37 % b. Mal Anguſt 
Havre, 3. Febr. (Telegr. der Hamb. Firma Peimann, Biealer 
u. 680 Kaffee 15 Newbord schloß lt 15 e Hauſſe. n 


leg, beh., 88 pCt. 


Rio 5 
abre, 3 ebr. (Zelegr. der Hamb. Firma Peimann, Zlegler 

u. Co.), Kaffee, good average Santos, p. März 91,75, p. Mai 
88,00, p. en 84,25. Beh. 

Ant en, 3. Febr. Wolle. (Telegr. der Herren Wilkens 

eg Wolle. La Plata⸗Zug, Type B., per Febr. 4,20, 
3 Juni ——5 re entfernte Termine 4,40 Verkäufer. 

Aut 3. Febr. Betroleummarkt. e 80 


. 15 Br., .. „Dez. 15 1 B.. Ku big 
mſterdam, 3 8 Getreidemarkt. Weizen auf N 
bößer, E März —, Mai 242. — Roggen loko 
auf Termine ee Ru a Sal er 211, ze at 216. 
—5 F en 4 p. Herbſt 27¼. 
3. Gebr. ann 64 
Amtterdam, 3 ebr. Java⸗ Kaffee good ordinary 55 


London, 3. Febr. (Anfangsbericht.) Fremde Zufnhren ſeit 
letztem Montag: Weizen 25 400, Gerſte 4100, Hafer 40 400 Orts 
Sämmtliche Getreldearten ruhig, Preiſe unverändert. 
London, 3. Febr. Getreidemarkt 7 t.) Fremde 
Saler 40 ſeit letztem Montag: Weizen 25 380, rſte 4080, 
afer 40 440 Orts 
Im Genelbegeſchäſt abſoluter Stillſtanb, Preiſe nominell, 
* 


London. 3. Febr. 96 PCt. Ae Etz loto ol ruhig. 
Rüben⸗Fobzucker loko 14¼ an 3 al C 

London, 3. r. per 3 Bas 44 Ha; 

page ir 3. Febr. An 1 — Site 5 ange⸗ 

ten. — eit 

Giasgotw, 3. Febr. Roheiſen. (Schluß.) Mixed numbers. 
ee wo 


eith Febr. Getreidemarkt. Markt gedrückt, die meiſten 
Artikel 65. 11 1.6, niedriger. 

Liverpool, 3. Febr. Baumwolle. (Anfangsbericht.) Muth⸗ 
maßlicher i 10.660 Ball. =. * 18 000 Ball 

Liverpoo Febr., Nachm 1 Uhr 10 Min. Baumwolle. 
Umſatz 10000 . davon für Spekulation u. Export 1000 Ballen 
Unverändert. 


Feste Umrechnung: — Livre Sterl. 20 M. 


1, Doll. 4½ M 1. ub, — 3 M 20 Pf.. I fl. südd. Wösterr. 12 M. I fl W. 2 2 K. 


Middl. amerikan. Lieferungen: Feb.⸗März * 53 Käuferpreis, 
77e, a N . a 47 44705 5 = i- url 
o., Juni⸗Ju o., Juli⸗Aug. 4 do., Aug.⸗ 
4%, Käuferpreis, br t.⸗Okt. 4 he rg 

Liverpool, 3. Febr., Ham 12 Uhr 50 Min. 8 
Umſatz 100 B., davon für Spekulation und Export 1 


e 10 niedrige 
l. 1 855 besen ge ebr.⸗März 3% Ver⸗ 

. Mär, do, dae 35 00% April⸗Mai 3! 49 en 
Mai⸗Juni 3% Juni⸗Juli —, Juli⸗Aug. 4¾ d. 

Newyork, 3. Febr. (Anfangksudſe.) Petroleum Pele cer⸗ 
tificates In 4 91 /. Weizen per Mat 99¼,. 

New Febr. Waarenbericht. er 
Dork 7 Ai 1 85 New⸗Orleans 6% Petroleum en 
895 Im Nem-Yort 6,45 Gd., do. Sonden, 


8 ſhort clear & 

a0» p. Febr Zu . refining Muscovados) 3 

Rem) p. Wir "4, p. Ap 49 ¼, p. 155 49. ray inter 
weizen loko 101’/,. 3 Rio Nr. 7, — Mehl 4 D. 10 C. 
Geireibefract 3. — Ro — ” Weizen per "Febr. 
101½¼, p. März 101 ¼, 5. April 101 ¼ 5 en 101'/,. Kaffee 

„low ordinär p. März 13,12, p. 
H eröffnete 62 ¼. 

Der Werth der in der vergangenen Woche ausgeführten Pro⸗ 
8 le 8259288 Dollars, gegen 8432540 Dollars in der 

orwoche 


Berlin, 4. . Wetter: Schön 
2 100 5 Febr. Rother Umterwetzen. p. Febr. 99 C., 


p. März 100 
Fonds⸗ und Aktien⸗Börſe. 


erlin, 3. Febr. Die heutige Börſe eröffnete in zumeiſt 
fester Haltung und mit etwas höheren Kurſen auf ſpekulativem 
Gebiet. Die von den fremden Börſenplätzen vorliegenden Ten⸗ 
denzmeldungen 8 gleicht. günſtiger u. trugen hier zur Befeſti⸗ 
gung der Stimmung b 
Das Geſchäft entwickelte ſich im Allgemeinen lebhafter und 
einige Ultimowerthe hatten recht belangreiche Umſätze für ſich. Im 
weiteren Verlaufe des Verkehrs traten zwar wiederholt kl. Schwan⸗ 
kungen hervor, aber der Grundton der Tendenz blieb fortdauernd 


Der 99 wies feſte Haltung für heimiſche ſolide 
Anlagen auf; 3proz. Reichs⸗ und Preußiſche konſol. Anleihe gering⸗ 
fügig abgeſchwächt. 

Fremde, feſten Zins tragende Papiere erſchienen feſter; Unga⸗ 
riſche 4proz. Goldrente, Italiener, sat che Anleihen anziehend 
und lebhafter; auch Rubelnoten etwas beſſer. 

Der Brivatdisfont wurde mit 1½ Proz. notirt. 


tcago —, 


S 


aps fel 


Auf internationalem Gebiet gingen Oeſterreichiſche Kredit⸗ aun 


rap zu etwas höherer und ſchwankender Notiz ziemlich lebhaft 
ranzoſen, Lombarden und andere 
md, arſchau⸗Wiener feſter, Gotthardbahn und Schweizeriſche 
83 ſchwächer 
nländiſche Elenbahnaktien feſt bei mäßigen Umſätzen; Mainz⸗ 
Ludw ashafen, eee RUNDER und Oſtpreußiſche Südbahn 
etwas mehr beachtet 


Bankaktien fest, die ſpekulativen Deviſen unter Schwankungen! — 


ſteigend namentlich n Berliner Handelsgeſell⸗ 
ſchafts⸗Antheile und Aktien der Darmſtädter Bank. 

Induſtriepapiere zum Theil etwas lebhafter und feiter; Mon⸗ 
tanwerthe wenig verändert und ruhig, Laurahütte und Dortmunder 
Union St.⸗Pr. und Bochumer Gußſtahl feſter. 


Produkten- Börfe. 
3 Die Haltung in Weizen und Roggen 
t feſt, auf regeren Deckungsbegehr ſpäter | 5 


Berlin, 3. 
war anfangs re 


000 B. geſchäftslos. Termine ſchließen Pin: Gekündigt 


New⸗ preis 


Oeſterreichiſche Bahnen 3 


Dal er behauptet, Aach faſt ohne Umſatz. Roggen m IE. [ merf- 
ch höher bezahlt. ch Rüböl höher. In Spiritus war 
die Lotozufubr eh der Preis 30 Pf. höher. Auch Termine 
waren feſt, das Geſchäft war aber klein. 

Weizen (mit Ausſchluß von Rauhweizen) p. 1000 * Loo 


k. nach Qualität. Lieſe⸗ 
n Mal- Jen 4 * p. ee 
— ez. per Mai⸗Juni 203— ez., per Jun 

204 2008 be 3, p 5, per Juni⸗Juli 


N per 1000 Kilo. Loko wegen ſchwachen Angebots 

etwas feſter. Termine niedriger. Gekündigt — To. Kündigungs⸗ 

„ Loko 202—211 Mk. nach Qualität. —7——— 

lität 208 77 70 inländiſcher — Ar diefen Monat 211 bez., per 

E 204,75—205—203 b per Mai⸗Juni 202,75 —201 bez. 

1. Jig n 201,5—199 bez., 55 Juli⸗Aug. 187 187,5 — 186 bez. 

Ber ‘2 1000 Kilo. lau. Große und kleine 156-200 M. 
N 157—167 M. 

Seer 1000 Kilo. Loko Mittelwaare flau. Termine 
ſchwankend. Setindiat — To. Kündigungspreis — Mk. Loko 
147—176 M. we sans ni rn 154 Mk. Pom⸗ 
5 preuß. und bis guter 150—160, hochfeiner 
172-173 ab Bahn A frei Wagen bez. per dieſen Monat — 
bez., per April⸗Mal und p. 1 153,25 — 153,75 —153 bez., 
p. Juni⸗Juli 153,5—154—1575 b 

Mas per 1000 Kilo. Loto flau. Termine ſtill. Gekündigt 
— To Kündigungspreis — Mk. Loko 140—150 Mk. nach Qual., 
per dieſen Monat — M., per n.⸗Febr. —, per Febr. ⸗ 
117 bes April⸗Mati — bez., per al⸗Juni — . p. Juni⸗ 


12 500 y. p. ae Kilo. TOTER 190—240 M., Futterwaart 
n Nr. 05 an 1 per 100 Kilo brutto inkl. Sad. 
Termine höher mit mattem Schluß. Gekündigt — Sack. Kündi⸗ 


digungspreis — Mk. Loko 200—222 M 
5 203 Mk., 


na 


gungspreis — M., rer dieſen pe 28,4 7 bez., per Febr.⸗ 
März — bez., per April⸗Mai 27 ok 5273 b ez. 7 b. Mal Jun 
— bez. ER Juni⸗Jull 27—26,95 beza 
100 Kilo mit Fa 1.5 33 feſter. Gekündigt — 
0 and iam umgßyre M. Lolo mit Faß — M., 
— M., per fen Monat 57 bez. 587. Behr Ri — „p. März- 
Arie FR; am —56— 55,7 55,9 bez., p. Meat-Zumt 
Trockene Auge p. 100 Kilo brutto iel. Sack. 
34.00 M. — Feuchte loko 18,75 M. 
Kartoffelme Eb. 100 2 o brutto incl. Sach. Loko 34,00 M. 
* b n white) p. 100 Kuo mit 
aß in Poſten von 1 2 Termine — Gekündigt — San 
ündigungsvreis — Loko — bez., p. dieſen Monat — 
per Febr.⸗März —. 
Spiritus mit 50 M. 18 ae „Be abe p. 100 tr. à 100 
Proz. = 10 2 3 Tralles. tal — tr. Kündi⸗ 


is — mit Daß, p. dieſen Monat — 
piritus mit 70 0 t 1 Feſt. 
* Min ande N . Jad — 
Aprll⸗ bat uns ze re er 
47 —47,2—46 1 b 447 2917 6—47, 12 per 
Sept. 47, 145 417. 1 bez. 
mu. en b. Nr. 00 29,25—27,00, Nr. 0 ere, bez. 

er 


Feine Marken Notiz bezahlt. 
Roggenmehl Nr. 0 u. 1 28.50—27 1 8 „do. feine Marken 
Nr. 0 u. 1 30,50—28,50 bez., Nr. 0 1½ M. höher als Nr. u und 


dr. 100 Kg. br. inkl. Sack. 


If. holt W. I M. 70 ff., 1 Frano oder I Cira oder | Peseta — 80 Pf. 


ank-Disk Brnsoh.20, T..“ — |105,25 8. ohw. 4½ 102,75 b arsoh-Teres| 5 | 97,75 bz fnelohenb.-Frler. — 1129,00 & 
— wacnel v3. eStn-W. Pr.-A. 5 135,50 b Se 1 18.00 G. | (SW. | — [124.00 K 
Amsterdam. 3 168,70 d [Dess. Präm.-A.| 3¼ 8.50 o. fonte 5 | 83,65 brd. Äweichselbshn| 5 do. Gold-Prior.)5 101,80 G — | 69,25 8 
London 3 3 T. 20,39 b Ham. Jg T. U. 3 13480 bz do. o. 5 84.10 bed. Rottord.l — 1128.25 a 1Süd»st. 8. (5.3 „10 bz — [1510 
Poris 3 | 8 T. | 81,05 br 8 db. 1 a bz Stat =.87.| 4% 98,50 br Gotthardbahn | — 143,28 zz f do. Obligation. 5 104,30 d. 9 1748 SE 
ee man eld 7 ( 6298 6 al. Mittelm. .| 55 | 66,00 hr |.S0- — 1 6780 m Bee ic 
5 - 1 ’ a or id. altisohe gar „28 G. 9,06 tz 
Be 5 |8 J. 260,7 70 = 7 2 Türk.A. 1865in Its & 7 4 
ee, ux. Prfienfil — | 5100 Sefer erke, es 8 
rgentin.Anl.. 5 | 36,70 58 U do. do. 6. 28,70 0 ohweiz.Centr| — 43480 r fs Bomb 4% 97,00 tz 16 |242,50 @ 
ORTE TT ER M PARSE ae örlow.Wor. 514 4525 5 LE 
er L Buen. Air.G-A.| 5 | 26,58 C @ do.Zoll-Oblig| 5 37,40 @ — u. 72.25 br ee 1889 2 — 11 138,90 me 
Gold-Dolla re hines. Anl, 3% 3.80 & rk.400Fro.-L.| — | 20,66 „„ Äwestsioilian..| — | 59.56 we 4e. G2 8 1258,80 & 7 838 @ 
EnghNot. 1 Pfäßieri. 30,0 62 f . e 3" vlg a ea r c Kursk-Kiewoonv|4 | 87.49 me A 
Ee . . — 8 ei ss . * 2 
Bam: Noten 8 . 12230 55 5 4 | 88,20 bzB. o-Gldeinv-A. 5 1102,90 wa. | Eisenb.-Stamm-Priorität. — — — 8953 u 
Russ. Noten 100 A. I 204,00 br co. 188 EEE o. do. do 41/,1101,20 @ itdm-Colberg| 447,]119,50 br C do. Kurak gar. | 84,50 b d. 2 1872 8 
Deutsche Fonds u. Staatspap. 1 5 TR dor berg.. 2220 U feet ee, — | 67,25 ur | do. Rläsangar.i4 | 88,60 ma — 11825 “ 
T .f 5 | 69.10 e (gere. g- 5 6800 b [Czekat.-St.-Pr.| — 1101,54 ax 6 do.Smolen ug.“ | 99,69 — | 96,25 
Dische R.-Anl.| 4 106,9 be f ; Dux-BodnbAB. Orsl-Grissyoonv|4 | 86,25 br Ps 7 
es 9 — u 4 50,50 * jener C.-Anl.! 5 108,48 a (07,50 d. 
do. do- 3½ 99,20 br do. Pir.-Lar.| 5 | 66,36 b G. Paul-Neu-Rup.| 5 |105,40 bz fPoti-Tiflis gar.|ö him, Stek, 4 
do. do, 81,40 4 G Analien. Rente. 5 91.80 be Eisenbahn-Stamm-Aktien. jRrignitz 4½ |104,90 er —.— HF — — — Zuck. 8 |117,09 u 
1 k... TT 2 80 2 4 
rin] 4 1 sms wa ohen-Mastr.. — | 64,19 95 @ [Dortm-Gron..) — |113,75 % jAybinsk-Beiog..\5 | 86,66 tz n 
6 81.80 dz Itenbg.-Zeitz — 11288 ie Marionb Mawk| — 107,50 @ huja-Ivan. gar.|5 2 
S5 83˙50 8. refolder . 4% | 99,80 tz d JMeokib, Südb.| — bz Sadwestb. gar. 4 | 90,00 bd. 6 79,76 
3¼ 33.86 4 U 2 pre Transkaukass 83 | 7670 ve 10 125,00 
3 Til Dortm.-Ensch.| — [105,00 0 d bann — Warsch.-Ter. f. 5 | 99,55 be 13 83.5% tz@ 
4 | 96,90 ba Entin-Lübeok.] — | 47,40 G _ ee 3.4 1c 153,50 d 
4½¼ 82.60 bz Frnkf.-Gäterb.| — | 84, or & Wiadikawk. O. g. 4 | 89,60 8. 0 
8. 89.40 mE h 10 222.50 se Zarskoo-Selo.....5 | 88,70 Q 16 234,00 =@ 
82,20 be d Eur „ 0. o „25 G. = bez 
2 > Lübsok-Büoh. 161,75 be 1.Gold-Obl.| 5 | 84,25 114,56 be@ 
123'90 55 einz- Lud — 1117,75 en 3% 96,60 8. |Gotthardbahnov,| 4 102,59 b — 262,00 
— 1334,76 bz A ie — ‚40 ital. Eisen. 4 3 1 ur 10 zus 1 
2 on „ bz — 
85 427788 s facrzont.- Mürl. 4 04,4 5 ‚do. 2 30 6d — 1101,90 = @ 
5 Oster. Südb..) — | 73,90 4 0 ee „| 3. | 60.50 bf — 104,50 
4 | 60,60 ve - 8 pri er 3½ 69,56 6. Central — |108,40 d — er u 
44,| 42,10 bz@ eimar.Gera | — | 19,66 nie Peer 4 2774 — — | 85,50 
4 1103,96 ve errabahn....] — | 77,80 bersohl.Lit.B 375 6 14,40 be 4 
f 21446 8 8 — Toplitz ; 404.60 4 1878 K. e 6 05 80 — 8822 ma 
5 usrig- — B 0 2 839 — 
1 2428 br Mer 7 - Fa Sout 6 111075 hr — [11475 8 
* . 1 m — 
5 101,90 bed. — e dr G 47 Hypotheken-Certiffxate. 
5 | 98,10 bz — 1206,40 8. Danz. Hypoth-Bankı37,| 91,00 @ — 145 
5 | 69,50 be breontsb gar 5 Otsche,Grd, 3%, 1:12,25 f. — [121,75 A 
5 |113,00 8. — 10 6 ohGolid-Ob| 4½ 102.80 bz G 107,58 @ 4 (121,00 @ 
3 80,00 8. 4 | 91,90 be Zux-Bodonb. l. 5 97,30 m@& 64, |113,00 be 
— 1118,75 be Pr. K 102.25 tz 6 97,30 de d — "| 74,25 d 
4 17780 @ do, 4 100, 0 be 91,80 & 2 389.4 m 
49%/, 83,25 G. ranz.-Josefb.| 4 | 84,00 G 110,70 & — 1138,50 me 
15 7 1108,25 br f. a 4,| 86,56 b B 101,30 1 — 1128,30 bz& 
= .) — [129,66 be do. do. 1880) 4 | 81,80 b G 98,25 G 9 1950 a 
4 83.20 0. — 78.00 bz ch-Oderb. 101,50 we 13425 we 
6 103,30 wB. 4% 93,76 bz Go 4 97% 0 92,06 br 8 . — be 
5 — onp uo 4 62.25 G. 100,88 be 410 4 
5 Aaab-Oedenb.| — | 29,52 bed 4 100,1 d 128,90 bz f 14 4878 wa 
5 64,28 be nb+P.u..| 3,81| 79.75 hz mb Czernstfr| 4 | 80,40 we 0 fe — 1,9825 bzw 
A, 5 | 64,25 be. — | 44,89 bz do, 4 8 101,00 beG. — j122,75 @ 
Rent, 4 | 90 d 0 | 110 @ JOest.Stb.ait,g| 3 | 86,06 be 6 113,00 d 8 
4 5 | 87,25 bz do,Staats-Lii| 5 117,10 0 106,50 & ‚ 17840 4 
225 A E Hai Se ee ana 8 [aras © 
do bz ck ‚40 ne a 
Staats-Ant| 3 5. |160,50 B. 87: do.Nordwestel 5 22.90 hr 109,60 bz Ct. dune — 143,00 wa do. do,öt.-Pr.) — 121,30 bad. 
3 bz 90 94,00 bz 7 15. d 5 |107,60 @ fer. Conte 101,66 oz „| — 1149,50 toln. S-. — | 52,10 be@ 
. be 94,00 8. 64,53 be 2 5 N 93.80 b SIe 5 -F. — de, -F. 16.80 br 
“An. 4 1 8. 3 93,90 K i e RR 40. > Dtsshe, Bau.| — | 29,50 bea erer av.) 5 
Bayr, Pr.-Anl. | 4 1145,10 beg. 3 West. 5, 98 72,10 . Gold-Pr......| 3 | 68,70 8. — com- 3 / 53,80 e I Hana ®L-#, | — | 70.50 ma 14. de. St..Pr. 30,75 be 
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